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Bitte beachten!
Letzter Veröffentlichungstermin für das ¹Amtsblatt
des Saarlandesª im Jahr 2002 ist der 19. Dezember
2002. Annahmeschluss der Veröffentlichungstexte für
diese Ausgabe ist der 11. Dezember 2002.

Erster Veröffentlichungstermin für das ¹Amtsblatt
des Saarlandesª im Jahr 2003 ist der 9. Januar 2003.
Annahmeschluss der Veröffentlichungstexte für diese
Ausgabe ist der 2. Januar 2003.

Inhalt

Seite

I. Amtliche Texte

Gesetz Nr. 1506 zur ¾nderung des Saarländischen Heilberufekammergesetzes. Vom 2. Oktober 2002 . . . . . 2362

Berichtigung der Verordnung über die Umstrukturierung und Umstellung von Rebflächen vom 31. Oktober
2002 (Amtsbl. 2002, S. 2206). Vom 20. November 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2367

II. Beschlüsse und Bekanntmachungen

Neufassung der Gebührensatzung der Landesmedienanstalt Saarland (LMS) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2367

Bekanntmachung gemäû § 17 des Saarländischen Stiftungsgesetzes vom 11. Juli 1984 (geändert durch Ge-
setz vom 26. Januar 1994) über die Errichtung der ¹Nikolaus-Stiftung zur Förderung des Gemeinwohls in
der Stadt Friedrichsthalª. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2372

Stellenausschreibung des Ministeriums für Umwelt. Vom 12. November 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2372

Stellenausschreibung des Ministeriums der Justiz. Vom 15. November 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2373

III. Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachungen von Gerichten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2373

Bekanntmachungen von Liquidationen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2413

Bekanntmachungen von Insolvenzverwaltern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2414

g.schommer
Rechteck


g.schommer
Rechteck

g.schommer
Textfeld
Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis Saarlouis vom 31.03.1977 (Abl.19/1977, S. 405) vom 19.09.2002



Bekanntmachungen von Gemeindeverbänden, Städten und Gemeinden

• Fünfte Verordnung zur ¾nderung der Verordnung über die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis
Saarlouis vom 31. März 1977 (Amtsbl. S. 405). Vom 19. November 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2415

• 4. Verordnung zur ¾nderung der Verordnung über die Naturdenkmale im Saarpfalz-Kreis.
Vom 24. Oktober 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2416

• Polizeiverordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen im Stadtteil Lisdorf aus Anlass des
Lisdorfer Bauernmarktes. Vom 18. November 2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2417

Bekanntmachungen von Banken und Sparkassen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2417

Bekanntmachungen von öffentlichen Ausschreibungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2417

Sonstige Bekanntmachungen

• Bekanntmachung der ¾nderung der Satzung der Fischereigenossenschaft Neunkirchen . . . . . . . . . . 2418

• Bekanntmachung gemäû § 10 Abs. 8 Bundes-Immissionsschutzgesetz Ð BImSchG Ð . . . . . . . . . . . . 2419

I. Amtliche Texte

Gesetze

295 Gesetz Nr. 1506
zur ¾nderung des Saarländischen Heilberufekammer-

gesetzes

Vom 2. Oktober 2002

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1

¾nderung des Saarländischen Heilberufekammer-
gesetzes

Das Saarländische Heilberufekammergesetz vom
11. März 1998 (Amtsbl. S. 338), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 7. November 2001 (Amtsbl.
S. 2158), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden nach den Worten
¹Zahnärzte/Zahnärztinnenª ein Komma und die
Worte ¹psychologischen Psychotherapeuten/Psy-
chotherapeutinnen und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten/-psychotherapeutin-
nenª eingefügt.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein-
gefügt:

¹(2) Als öffentliche Berufsvertretung der
psychologischen Psychotherapeuten/Psycho-
therapeutinnen und Kinder- und Jugend-

lichenpsychotherapeuten/-psychotherapeu-
tinnen wird die Kammer der Psychologi-
schen Psychotherapeuten sowie der Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten des
Saarlandes Ð Psychotherapeutenkammer
des Saarlandes Ð errichtet.ª

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab-
sätze 3 bis 5.

3. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten
¹Zahnärzte/Zahnärztinnenª ein Komma und die
Worte ¹psychologischen Psychotherapeuten/Psy-
chotherapeutinnen und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten/-psychotherapeutin-
nenª eingefügt.

4. In § 4 wird nach Absatz 8 folgender Absatz 9
angefügt:

¹(9) Die ¾rztekammer des Saarlandes und die
Psychotherapeutenkammer des Saarlandes bil-
den zur Erörterung berufsübergreifender Ange-
legenheiten, insbesondere in den Bereichen der
Berufsordnung, der Weiterbildung und der Qua-
litätssicherung, einen gemeinsamen Beirat. Die-
ser hat die Aufgabe, die Zusammenarbeit der
Berufsgruppen zu fördern, bei Interessenkon-
flikten ausgleichend zu wirken und die Organe
der Kammern bei der Aufgabenerfüllung zu un-
terstützen und zu beraten. Der Beirat ist paritä-
tisch besetzt und besteht aus mindestens sechs
und höchstens zwölf Mitgliedern; für jedes Mit-
glied ist ein stellvertretendes Mitglied zu beru-
fen. Dem Beirat gehört mindestens ein Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeut/eine Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeutin an. Die
Beiratsmitglieder werden von den jeweiligen
Kammervorständen auf Vorschlag der jeweili-
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Zu berücksichtigen sind Forderungen gem. § 38 InsO
in Höhe von insgesamt 30.311,35 Euro.

Das Schlussverzeichnis gem. § 188 InsO liegt zur Ein-
sicht der Beteiligten auf der Geschäftsstelle des Insol-
venzgerichts Saarbrücken, Auûenstelle Sulzbach, Vo-
peliusstr. 2, 66280 Sulzbach, Zimmer 12, aus.

Rechtsanwalt Abel
als Treuhänder

4352 Bekanntmachung

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen des
Constantino Marcon, Saarlouiser Str. 9, 66763 Dillin-
gen, AZ: 63 IK 188/00, soll am 8. Januar 2003,
8.50 Uhr, Schlusstermin stattfinden.

Nach Abzug der Gerichts- und Verwalterkosten, Kos-
ten der Veröffentlichung wird ein Betrag in Höhe von
ca. 12,68 Euro verfügbar sein. Diese Insolvenzmasse
wird gemäû dem Schlussverzeichnis auf die angemel-
deten Forderungen in Höhe von 52.470,47 Euro zu
verteilen sein.

Schlussrechnung und -verzeichnis liegen auf der Ge-
schäftsstelle des Insolvenzgerichtes des Amtsgerichtes
Saarbrücken, Auûenstelle Sulzbach, Vopeliusstraûe 2,
66280 Sulzbach, 2. Etage, Saal 24, zur Einsicht der Be-
teiligten aus.

Rechtsanwalt Goergen
als Treuhänder

4357 Bekanntmachung

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen der
Inge Makary, Bergstraûe 7, 66620 Primstal (Geschäfts-
Nr. 63 IK 150/01) soll die Schlussverteilung stattfin-
den. Zu berücksichtigen sind Forderungen in Höhe
von 159.589,78 Euro. Das Verzeichnis der zu berück-
sichtigenden Gläubiger liegt auf der Geschäftsstelle
des Insolvenzgerichtes Saarbrücken, Auûenstelle Sulz-
bach, zur Einsicht der Beteiligten aus. Nach Abzug
der Vergütung des Treuhänders, Kosten der Veröffent-
lichung und gegebenenfalls noch anfallender sonstiger
Masseverbindlichkeiten wird es zu keiner Verteilung
an die Insolvenzgläubiger kommen.

Rechtsanwalt Herbert
als Treuhänder

4366 Bekanntmachung

3 N 31/84 Ð In dem Konkursverfahren über das Ver-
mögen der Firma Weiler-Küchen R. Weiler GmbH,
66620 Nonnweiler-Braunshausen, hat das Amtsgericht
Ð Konkursgericht, St. Wendel, Termin u.a. zur Anhö-
rung der Gläubiger über die Einstellung des Verfah-
rens mangels Masse nach § 204 KO und zur Abnahme
der Schlussrechnung des Konkursverwalters bestimmt
auf Montag, den 2. Dezember 2002, 14.00 Uhr, Saal
51.

Verfügbare interventionsfreie Masse ist nicht vorhan-
den. Die Schlussrechnung ist auf der Geschäftsstelle
des Amtsgerichts St. Wendel niedergelegt.

Der Konkursverwalter

4367 Bekanntmachung

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen der
Firma Quadro Plan Laden- und Innenausbau GmbH,
Aussener Str. 11, 66839 Schmelz (59 IN 158/99, Amts-
gericht Saarbrücken) soll die Schlussverteilung statt-
finden.

Zu berücksichtigen sind Insolvenzforderungen in
Höhe von 5.908.097,34 DM = 3.020.762,20 Euro.

Verfügbar sind voraussichtlich 29.000,00 Euro zuzüg-
lich Zinsen. Auf die festgestellten Forderungen wird
voraussichtlich eine Quote von 0,90 % entfallen.

Das Schlussverzeichnis liegt zur Einsicht bei dem
Amtsgericht Saarbrücken, Nebenstelle Sulzbach, aus.

Schlusstermin ist bestimmt auf Dienstag, den 21. Ja-
nuar 2003, 15.00 Uhr, beim Amtsgericht Saarbrücken,
Nebenstelle Sulzbach.

Der Insolvenzverwalter

4380 Öffentliche Bekanntmachung
der Schlussverteilung

62 IN 45/02 Ð In dem Insolvenzverfahren über das
Vermögen des Herr Pehlül Ünlü, wohnhaft Welleswei-
lerstr. 19 E, 66538 Neunkirchen, soll die Schlussvertei-
lung stattfinden.

Verfügbar ist derzeit ein Betrag in Höhe von
0,00 Euro.

Zu berücksichtigen sind Insolvenzforderungen gem.
§ 38 InsO in Höhe von insgesamt 73.641,42 Euro.

Das Schlussverzeichnis sowie die Schlussrechnung der
Treuhänderin liegen nebst dem gerichtlichen Prü-
fungsvermerk zur Einsicht der Beteiligten auf der
Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts Saarbrücken,
Auûenstelle Sulzbach, Vopeliusstr. 2, 66280 Sulzbach,
aus.

Rechtsanwältin Wolf
als Treuhänderin

Bekanntmachungen
von Gemeindeverbänden,
Städten und Gemeinden

4341 Fünfte Verordnung
zur ¾nderung der Verordnung über die Landschafts-

schutzgebiete im Landkreis Saarlouis
vom 31. März 1977 (Amtsbl. S. 405)

Vom 19. November 2002

Auf Grund des § 18 des Gesetzes über den Schutz der
Natur und die Pflege der Landschaft (Saarländisches
Naturschutzgesetz Ð SNG Ð) vom 31. Januar 1979
(Amtsbl. S. 147) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. März 1993 (Amtsbl. S. 346, ber.
S. 482), zuletzt geändert durch Artikel 10 § 4 Abs. 41
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des Gesetzes Nr. 1381 zur Kommunalisierung unterer
Landesbehörden (KomLbG) vom 27. November 1996
(Amtsbl. S. 1313), verordnet der Landrat des Land-
kreises Saarlouis ± Untere Naturschutzbehörde Ð mit
Zustimmung des Ministeriums für Umwelt Ð Oberste
Naturschutzbehörde Ð:

§ 1

(1) Die Verordnung über die Landschaftsschutz-
gebiete im Landkreis Saarlouis vom 31. März 1977
(Amtsbl. S. 405), zuletzt geändert durch die Vierte
Verordnung zur ¾nderung der Verordnung über die
Landschaftsschutzgebiete im Landkreis Saarlouis vom
22. November 2000 (Amtsbl. S. 853), wird wie folgt
geändert:

In § 3 erhält die folgende Flächenbeschreibung eine
neue Fassung:

Ziffer L 3.01/02.08 vorletzter Halbsatz lautet jetzt:

In Gemarkung Gresaubach, ...Flur 5 mit Ausnahme
der Parzellen bzw. von Teilen der Parzellen 46/12,
47/1, 49/1, 50/1, 51/1, 52/1 und 53/1 (¹Ebertª, ¹Kuh-
nenwaldª)....

(2) Absatz 1 bewirkt die Ausgliederung einer Teil-
fläche aus dem Landschaftsschutzgebiet L 3.01/02.08
für den Bereich des in der Aufstellung befindlichen
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ¹Am Freibadª
in der Gemarkung Gresaubach der Stadt Lebach
zwecks Erschlieûung eines Wohngebietes sowie die
Erweiterung des Landschaftsschutzgebietes um zwei
Teilflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes,
die zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Na-
tur und Landschaft festgesetzt werden und von Be-
bauung und unzulässiger Nutzung freizuhalten sind.

§ 2

(1) Die auszugliedernde Teilfläche umfasst ca. 0,62 ha.
Die Erweiterungsflächen umfassen insgesamt ca.
0,25 ha. Die Lage der Teilflächen ist aus der beigefüg-
ten Übersichtskarte 1:25.000 und der Flurkarte
1:1.000, die Bestandteile dieser Verordnung sind, er-
sichtlich. Die Karten werden einschl. des Verord-
nungstextes beim Landrat des Landkreises Saarlouis
Ð Untere Naturschutzbehörde Ð, Kaiser-Wilhelm-
Str. 4±6, 66740 Saarlouis und beim Ministerium für
Umwelt Ð Oberste Naturschutzbehörde Ð, Kepler-
straûe 18, 66117 Saarbrücken, archivmäûig verwahrt
und können von jedem während der Öffnungszeiten
eingesehen werden. Die Übersichtskarte wird auûer-
dem als Anlage zur Verordnung mitveröffentlicht.

(2) Die mit dieser Verordnung bewirkte ¾nderung ist
in der bei der Unteren Naturschutzbehörde archiv-
mäûig verwahrten Landschaftsschutzkarte zur Verord-
nung über die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis
Saarlouis vom 31. März 1977 durch schwarze Schraf-
fierung kenntlich gemacht.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündi-
gung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.

Saarlouis, den 19. November 2002

Der Landrat
Ð Untere Naturschutzbehörde Ð

Dr. Winter

4378 4. Verordnung
zur ¾nderung der Verordnung über die

Naturdenkmale im Saarpfalz-Kreis

Vom 24. Oktober 2002

Aufgrund des § 20 des Gesetzes über den Schutz der
Natur und die Pflege der Landschaft (Saarländisches
Naturschutzgesetz Ð SNG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1993 (Amtsbl. S. 346,
Ber. vom 12. Mai 1993, Amtsbl. S. 482), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 7. November 2001 (Amtsbl.
S. 2158), verordnet der Landrat des Saarpfalz-Kreises
Ð Untere Naturschutzbehörde Ð mit Zustimmung
des Ministeriums für Umwelt Ð Oberste Naturschutz-
behörde Ð:

Artikel 1

Die Verordnung über die Naturdenkmale im Saar-
pfalz-Kreis vom 10. November 1992 (Amtsbl. S. 1303),
geändert mit Verordnungen vom 4. Juli 1995 (Amts-
blatt des Saarlandes S. 729), vom 14. Januar 1999
(Amtsblatt des Saarlandes S. 269) und vom 19. April
2000 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1025) wird wie folgt
geändert:

In dem in § 2 Abs. 1 vorliegenden Verzeichnis werden
die Einträge

D 6.03.07 1 Silberahorn St. Ingbert, Drahtwerk
Ð Nähe Hauptverwal-
tungsgebäude,

D 6.03.11 1 Rotbuche St. Ingbert, in der
Gehnbach,

D 6.06.11 1 Winterlinde Seelbach, Aûweiler-
straûe am Ortsausgang
in Richtung Nieder-
würzbach

gelöscht.
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130	 Verordnung über das Naturschutzgebiet  
	 „Kuhnenwald-Huhngrund“  
	 (N 6507-305)

Vom 4. November 2015

Aufgrund des §  20 Absätze 1 und 3 des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, §§ 23 
und 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig, um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu gewährleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerkennung eines Natura 
2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe, durch eine verantwortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungszie-
le – Wiederherstellung und Entwicklung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie durch 
einen mit den Bewirtschaftern abgestimmten Manage-
mentplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebensräume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verab-
schiedung der Agenda 2000 finanzielle Möglichkei-
ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzgerechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 
und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens-
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Erwar-
tungen gerecht zu werden, ist in den Natura 2000-Richt-
linien geregelt, dass alle sechs Jahre in den Mitglied-
staaten eine Berichterstattung über den Erfolg der in 
den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaßnahmen 
erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Ergebnis-
se des allgemeinen Monitorings beinhalten. Kommt 
ein Mitgliedstaat seinen aus den europäischen Richt-
linien erwachsenen Verpflichtungen nicht nach, 
existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sankti-
onsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfahren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit ei-
ner Größe von ca. 42 ha wird zum Naturschutzgebiet 
erklärt. Es trägt die Bezeichnung Naturschutzgebiet 
„Kuhnenwald-Huhngrund“ (N 6507-305) und ist Teil 
des Netzes Natura 2000 (§  31 Bundesnaturschutzge-
setz) als Europäisches Vogelschutzgebiet gemäß der 
Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. November 2009 über die Er-
haltung der wild lebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 
26.01.2010 S. 7) in der derzeit geltenden Fassung.

Das Schutzgebiet liegt in der Stadt Lebach, Gemarkun-
gen Gresaubach und Steinbach, und in der Gemeinde 
Schmelz, Gemarkung Limbach.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in Detailkarten 1:2.000 mit 
Flurstücknummern und Randsignatur, die ebenfalls 
Bestandteil dieser Verordnung sind, wiedergegeben. 
Diese Karten und der Verordnungstext werden im Mi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz – Obers-
te Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. Eine 
weitere Ausfertigung befindet sich jeweils bei der Stadt 
Lebach und der Gemeinde Schmelz. Verordnungstext 
und Karten können bei den genannten Stellen eingese-
hen werden.

(3) Das Schutzgebiet wird an den Hauptzugängen 
durch das Schild „Naturschutzgebiet“ gekennzeichnet, 
dessen Aufstellung und Bestand die Eigentümer und 
Nutzungsberechtigten von Grundstücken zu dulden 
haben.

§ 2 
Schutzzweck

Schutzzweck ist die Erhaltung, Wiederherstellung und 
Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes (Er-
haltungsziele), einschließlich der räumlichen Vernet-
zung, der Brutvogelarten und ihrer Lebensräume:
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räder außerhalb dafür zugelassener Anlagen zu 
parken,

7.	 Motorsport- und sonstige Veranstaltungen durch-
zuführen,

8.	 bauliche oder sonstige Anlagen zu errichten, auch 
solche, die baurechtlich verfahrensfrei sind; ausge-
nommen an die Landschaft angepasste Hochsitze 
in einfacher Holzbauweise,

9.	 wild wachsende Pflanzen zu entfernen oder auf 
andere Weise zu schädigen, nicht jagdbare wild 
lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen, zu fan-
gen oder zu töten sowie Puppen, Larven, Eier oder 
Brut- und Wohnstätten solcher Tiere fortzunehmen 
oder zu beschädigen,

10.	Hängegleiter, Gleitdrachen, Modellflugzeuge und 
Multikopter zu starten, zu landen und den Flugbe-
trieb mit ihnen auszuüben.

(2) Über Absatz 1 hinaus ist unzulässig:
1.	 die forstwirtschaftliche Bodennutzung in der Zeit 

vom 15. Januar bis 31. Juli auf den Grundstücken 
der Gemarkung Gresaubach, Flur 5, Flurstücke 18, 
19, 20, 21, 57, 22/1, 23/1, 86/1, 88/1, 89/1, 90/1 
und 46/14.

§ 5 
Managementplan, Schutz- und Pflegemaßnahmen

(1) Konkrete flächenbezogene Aussagen zu Artvor-
kommen und deren Habitatstrukturen sowie zur Be-
wirtschaftung erfolgen in Managementplänen, die von 
der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr be-
auftragten Stelle erstellt werden. Auf bewirtschafteten 
Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhörung der 
Nutzungsberechtigten.
Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der Ma-
nagementpläne bzw. von Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.
(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.
(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.
(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 

Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.
Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.
§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.
(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des §  36 des Bundesnaturschutzgesetzes, sind 
die diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saar-
ländischen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes des Lebens-
raumtyps oder der Art eingetreten ist oder begründet 
zu erwarten ist, kann das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Erhaltungszustandes si-
cherzustellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 52 Absatz 1 Nummer 5 
des Saarländischen Naturschutzgesetzes in der derzeit 
geltenden Fassung handelt, wer in dem Schutzgebiet 
vorsätzlich oder fahrlässig gegen Regelungen der §§ 3 
oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Kuhnenwald-Huhngrund“ vom 2. Mai 1988 (Amtsbl. 
S. 441) in der derzeit geltenden Fassung außer Kraft. 
Auf den in §  1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen tritt gleichzeitig die Verordnung über die Land-
schaftsschutzgebiete im Landkreis Saarlouis vom 
31. März 1977 (Amtsbl. S. 405) in der derzeit gelten-
den Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 4. November 2015

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
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147	 Verordnung über das Naturschutzgebiet  
	 „Wiesenlandschaft bei Überroth“  
	 (N 6407-307/Teilflächen 1 und 3)

Vom 25. November 2015

Aufgrund des § 20 Absätze 1 und 3 des Saarländi�
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, §§ 23 
und 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset�
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um�
welt und Verbraucherschutz:

Präambel
Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa�
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa�
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson�
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.
Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länderü�
bergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflanzen- 
und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Vielfalt  
(Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der ge�
netischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.
Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig, um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu gewährleisten.
Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be�
gann dabei jeweils mit der Anerkennung eines Natu�
ra 2000-Gebietes durch die EU-Kommission.
Grundstückseigentümer und Bewirtschafter ha�
ben die Aufgabe, durch eine verantwortliche Nut�
zung der Flächen dazu beizutragen, dass sich 
der ökologische Zustand nicht verschlechtert  
(Verschlechterungsverbot).
Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungszie�
le – Wiederherstellung und Entwicklung eines günsti�
gen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie durch 
einen mit den Bewirtschaftern abgestimmten Manage�
mentplan erreicht werden.
Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er�
folgreichen Schutz der Lebensräume und Arten unver�
zichtbar.
Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän�
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt�
schafter sinnvoll ergänzt.
Die Europäische Union eröffnet durch die Verab�
schiedung der Agenda 2000 finanzielle Möglichkei�
ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzgerechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 
und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens�
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick�
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Erwar�
tungen gerecht zu werden, ist in den Natura 2000-Richt�
linien geregelt, dass alle sechs Jahre in den Mitglied�
staaten eine Berichterstattung über den Erfolg der in 
den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaßnahmen 
erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Ergebnis�
se des allgemeinen Monitorings beinhalten. Kommt 
ein Mitgliedstaat seinen aus den europäischen Richt�
linien erwachsenen Verpflichtungen nicht nach, 
existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sank- 
tionsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfahren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das Natura 2000-Gebiet „Wiesenlandschaft bei 
Überroth“ (6407-307) besteht aus 5 Teilflächen mit 
einer Gesamtgröße von ca. 287 ha. Die Teilflächen 1 
und  3 werden unter der Bezeichnung „Wiesenland�
schaft bei Überroth“ (N 6407-307) als Naturschutzge�
biet und die Teilflächen 2, 4 und 5 unter der Bezeich�
nung „Wiesenlandschaft bei Überroth“ (L 6407-307) 
als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen.

(2) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit ei�
ner Größe von ca. 131 ha wird zum Naturschutzgebiet 
erklärt. Es trägt die Bezeichnung Naturschutzgebiet 
„Wiesenlandschaft bei Überroth“ (N 6407-307) und ist 
Teil des Netzes Natura 2000 (§ 31 Bundesnaturschutz�
gesetz) als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
gemäß der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu�
me sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
L 206 vom 22.7.1992 S. 7) in der derzeit geltenden 
Fassung.

Das Schutzgebiet liegt in der Gemeinde Nonnweiler, 
Gemarkung Mühlfeld, der Gemeinde Tholey, Gemar�
kungen Hasborn-Dautweiler und Überroth-Nieder�
hofen, und der Stadt Lebach, Gemarkung Dörsdorf. 
Das Schutzgebiet gliedert sich in ein nördliches Teil�
gebiet, zwischen den Orten Primstal und Dautweiler, 
und ein südliches Teilgebiet mit Flächen nördlich und 
westlich des Ortes Dörsdorf.

(3) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts�
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück�
genaue Abgrenzung ist in Detailkarten 1:2.000 mit 
Flurstücknummern und Randsignatur, die ebenfalls 
Bestandteil dieser Verordnung sind, wiedergegeben. 
Diese Karten und der Verordnungstext werden im Mi�
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz – Obers�
te Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. Eine 
weitere Ausfertigung befindet sich bei der Stadt Le�
bach, der Gemeinde Nonnweiler und der Gemeinde 
Tholey. Verordnungstext und Karten können bei den 
genannten Stellen eingesehen werden.
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(4) In den Detailkarten werden, soweit dies für die 
Anwendbarkeit nachfolgender Regelungen erfor�
derlich ist, die Lebensraumtypen und deren Erhal
tungszustände nach Anhang I und Artvorkommen nach 
Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG dargestellt.

(5) Das Schutzgebiet wird an den Hauptzugängen 
durch das Schild „Naturschutzgebiet“ gekennzeichnet, 
dessen Aufstellung und Bestand die Eigentümer und 
Nutzungsberechtigten von Grundstücken zu dulden 
haben.

§ 2 
Schutzzweck

Schutzzweck ist die Erhaltung, Wiederherstellung und 
Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes  
(Erhaltungsziele), einschließlich der räumlichen Ver�
netzung, der prioritären Lebensraumtypen:

6230 Artenreiche montane Borstgrasrasen (und 
submontan auf dem europäischen Festland) auf Si-
likatböden
91E0 Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxi-
nus excelsior (Alno-Padion, Alnion incanae, Salici-
on albae),
der Lebensraumtypen:

6410 Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden, 
torfigen und tonig-schluffigen Böden (Molinion 
caeruleae)
6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und 
montanen bis alpinen Stufe
6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus 
pratensis, Sanguisorba officinalis)
8230 Silikatfelsen mit Pioniervegetation des Sedo-
Scleranthion oder des Sedo albi – Veronicion dillenii
9110 Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum)
9160 Subatlantischer oder mitteleuropäischer 
Stieleichenwald oder Eichen-Hainbuchenwald  
(Carpinion betuli) [Stellario-Carpinetum],
und des Lebensraumes der Art:

1060 Großer Feuerfalter (Lycaena dispar).
Schutzzweck ist zudem die Erhaltung, Pflege und Ent�
wicklung eines strukturreichen Biotopkomplexes aus 
Grünland und Waldgesellschaften feuchter bis nasser 
Standorte, vielfältiger Hecken- und Gebüschstruktu�
ren, Großseggenrieden und Schilfröhrichten, welcher 
zur Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschafts�
bildes beiträgt und einer Vielzahl von teils seltenen 
und gefährdeten Tier- und Pflanzenarten einen geeig�
neten Lebensraum bietet.

§ 3 
Zulässige Handlungen und Nutzungen

(1) Im gesamten Schutzgebiet sind unbeschadet ander�
weitiger Rechtsvorschriften oder erforderlicher Zulas�
sungen, soweit der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird, folgende Nutzungen und Handlungen zulässig:

1.	land wirtschaftliche Bodennutzung unter Beach�
tung des § 3 Absatz 2 und des § 4 Absätze 1 und 2 
und zu diesem Zweck auch das Ausbringen von 
Pflanzen oder Tieren,

2.	 Beweidung unter Beachtung des § 3 Absatz 2 und 
des § 4 Absätze 1 und 2,

3.	 Ersatzpflanzungen abgängiger Obstbäume,

4.	An pflanzungen mit Obstbäumen, ausgenommen auf 
Flächen mit den Lebensraumtypen 6410 Pfeifen-
graswiesen, 6510 Magere Flachland-Mähwiesen  
(Erhaltungszustand A) und 6230 Artenreiche sub-
montane Borstgrasrasen; auf Flächen mit dem Le�
bensraumtyp 6510 Magere Flachland-Mähwiesen  
(Erhaltungszustand B und C) ist bei Neuan�
pflanzungen ein Pflanzabstand von mindestens 
15 x 15 m einzuhalten,

5.	f orstwirtschaftliche Bodennutzung unter Beach�
tung des § 3 Absätze 2 und 3 und des § 4 Absätze 1 
und 2; Aufforstungen sind nur zulässig mit auf den 
Standorten natürlich vorkommenden Baumarten 
oder durch Naturverjüngung,

6.	 Jagd, ausgenommen auf Flächen mit Lebensraum�
typen Maßnahmen, mit dem Ziel, jagdbare Wild�
tiere anzulocken bzw. innerhalb des Schutzgebietes 
zu binden, wie zum Beispiel Kirrungen oder Ablen�
kungsfütterungen, sowie die Anlage und Unterhal�
tung von Jagdschneisen und Wildäckern; zulässig 
ist die Errichtung von an die Landschaft angepass�
ten Hochsitzen in einfacher Holzbauweise,

7.	 Freilauf von Hunden, sofern es sich um Jagdhunde 
zum Zwecke der Nachsuche oder bei Bewegungs�
jagden, um Hütehunde im Rahmen der Weidefüh
rung oder um Diensthunde im Einsatz, soweit er�
forderlich, handelt,

8.	 Ein- und Nachsaaten im erforderlichen Um�
fang zur Behebung von Wildschäden, auf 
Flächen mit Lebensraumtypen nur bei dem 
Lebensraumtyp 6510 Magere Flachland-
Mähwiesen und ausschließlich mit Glatthafer  
(herkunftsgesichertes Saatgut aus der Herkunftsre�
gion 9) oder Samen des aus dem gleichen FFH-
Lebensraumtyp im Gebiet gewonnenen Heus,

9.	 Nutzung und, soweit erforderlich, zweckgebunde�
ne Beschilderung rechtmäßig bestehender Wege – 
einschließlich ökopädagogisch ausgerichteter 
Lehr- und Erlebnispfade –, Straßen, Leitungen und 
Einrichtungen,

10.	f ischereiliche Nutzung der Gewässer im bisheri�
gen Umfang im Rahmen bestehender Nutzungs�
rechte und Pachtverträge unter Beachtung des § 3 
Absatz 2 Nr. 1 und, soweit erforderlich, die zweck�
gebundene Beschilderung,

11.	 Verkehrssicherungsmaßnahmen und Arbei�
ten zur Unterhaltung und Instandsetzung recht�
mäßig bestehender Anlagen, Wege, Leitungen  
(einschließlich Leitungstrassen) und Einrichtungen 
im Rahmen des jeweils aufgrund fachspezifischer 
Vorgaben erforderlichen Umfangs in der Zeit vom 
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durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er�
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh�
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.

(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil�
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.

(3) Die jeweils geltende Fassung des Management�
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn�
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.

(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck�
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß�
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen�
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz�
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver�
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz�
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli�
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach�
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch�
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.

Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.

§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.
(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des §  36 des Bundesnaturschutzgesetzes, sind 
die diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saar�
ländischen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes des Lebens�
raumtyps oder der Art eingetreten ist oder begründet 
zu erwarten ist, kann das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Erhaltungszustandes si�
cherzustellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des §  52 Absatz 1 Num�
mer 5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Oberes 
Wiesbachtal“ vom 7. Juli 1988 (Amtsbl. S. 624) und 
die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Stein�
bachaue bei Dörsdorf“ vom 10. Oktober 1991 (Amts�
bl. S. 1138) in der jeweils geltenden Fassung außer 
Kraft. Auf den in § 1 dieser Verordnung bezeichneten 
Flächen tritt gleichzeitig die Verordnung über die Aus�
weisung von Landschaftsschutzgebieten im Landkreis 
St. Wendel vom 12. August 1976 (Amtsbl. S. 905) und 
die Verordnung über die Landschaftsschutzgebiete 
im Landkreis Saarlouis vom 31. März 1977 (Amtsbl. 
S. 405) in der jeweils geltenden Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 25. November 2015

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
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Anlage
zur Verordnung über das Natur-
schutzgebiet N 6407-307

Wiesenlandschaft bei Überroth
vom
0 350 700 1.050 1.400175

Meter

Hinweis:
Topographische Hintergrundkarte Maßstab 1:25000
Erfassungsmaßstab des Gebietes Maßstab 1:1000
(Daher kommt es zu Abweichungen in der Darstellung)

Abgrenzung der ehemaligen Naturschutzgebiete
Oberes Wiesbachtal und
Steinbachaue bei Dörsdorf

vom 25. November 2015
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Verlagerung von Veröffentlichungsinhalten von Amtsblatt Teil II in Teil I 

Neues Unternehmen für Satz, Korrektur, Druck und Vertrieb des Amtsblattes  
ab 30. Dezember 2015 

Durch das Gesetz zur Änderung des Amtsblattgesetzes vom 1. Dezember 2015 (Amtsbl. I S. 932)  
werden Inhalte, die bisher im Amtsblatt Teil II veröffentlicht wurden, in das Amtsblatt Teil I verlagert.  
Somit werden zukünftig unter anderem der Krankenhausplan, Verwaltungsvorschriften, Richtlinien,  

Erlasse der Landesverwaltung sowie alle Stellenausschreibungen der Landesverwaltung und 
Bekanntmachungen in Bezug auf Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheide  

in ausschließlich elektronischer Form in Teil I veröffentlicht. Eine vollständige Auflistung  
der zukünftigen Inhalte des Amtsblattes Teil I finden Sie im § 3 Absatz 2 des Amtsblattgesetzes. 

Veröffentlichungen, die bisher unter der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ in Teil II 
des Amtsblattes veröffentlicht wurden, bleiben von diesen Änderungen unberührt.

Die Arbeiten für Satz, Korrektur, Druck, informationstechnische Aufbereitung und Vertrieb des Amtsblattes 
erfolgten bisher durch die Saarländische Druckerei und Verlag GmbH und die juris GmbH. Ab dem Jahr 2016 
werden diese Arbeiten zukünftig durch TypoServ Gesellschaft für Satz und Druck mbH und die juris GmbH 

durchgeführt. Auf der letzten Seite finden Sie die angepassten Bezugsbedingungen ab 1. Januar 2016.
Die obigen Änderungen treten mit Wirkung vom 30. Dezember 2015 in Kraft und schlagen sich erstmals  

in der neuen Amtsblattausgabe des Teil I und Teil II vom 14. Januar 2016 nieder.
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3	 Berichtigung der Verordnung  
	vom 4. November 2015 über das Naturschutzgebiet  
	 „Kuhnenwald-Huhngrund“ (N 6507-305)

Vom 7. Dezember 2015

Die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Kuh-
nenwald-Huhngrund“ (N 6507-305) vom 4. Novem-
ber  2015 (Amtsblatt des Saarlandes, Teil I, S. 838) 
wird wie folgt geändert:

Die Übersichtskarte wird durch die anliegende Über-
sichtskarte ersetzt.

Saarbrücken, den 7. Dezember 2015

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
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2.	 § 21a wird aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Artikel 1 Nummer 1 tritt mit Wirkung vom 18. Janu-
ar 2016 in Kraft. Artikel 1 Nummer 2 tritt am 10. Au-
gust 2016 in Kraft.

Saarbrücken, den 31. Mai 2016

Die Regierung des Saarlandes:

Die Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit, 
Energie und Verkehr

Rehlinger

Der Minister für Finanzen und Europa
Toscani

Der Minister für Inneres und Sport
In Vertretung 

Toscani

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie

Bachmann

Der Minister der Justiz
Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

In Vertretung 
Rehlinger

Der Minister für Bildung und Kultur
Commerçon

Verordnungen

138	 Verordnung über das Naturschutzgebiet  
	 „Südlicher Klapperberg – Im Schachen“ 
	 N 6507-303

Vom 19. Mai 2016

Auf Grund des §  20 Absätze 1 und 3 des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, § 23 
und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Präambel
Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-

ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu gewährleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerkennung eines Natu-
ra 2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe durch eine verantwortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungs
ziele – Wiederherstellung und Entwicklung eines 
günstigen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie 
durch einen mit den Bewirtschaftern abgestimmten 
Managementplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebensräume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verab-
schiedung der Agenda 2000 finanzielle Möglichkei-
ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzgerechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 
und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens-
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Ergebnis-
se des allgemeinen Monitorings beinhalten. Kommt 
ein Mitgliedsstaat seinen aus den europäischen Richt-
linien erwachsenen Verpflichtungen nicht nach, 
existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sankti-
onsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfahren.

g.schommer
Rechteck
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11.	 wild wachsende Pflanzen ohne vernünftigen Grund 
zu entfernen oder auf andere Weise zu schädigen, 
nicht jagdbare wild lebende Tiere mutwillig zu be-
unruhigen, zu fangen oder zu töten sowie Puppen, 
Larven, Eier oder Brut- und Wohnstätten solcher 
Tiere fortzunehmen oder zu beschädigen,

12.	Hängegleiter, Gleitdrachen, Modellflugzeuge und 
Multikopter zu starten, zu landen und den Flugbe-
trieb mit ihnen auszuüben.

(2) Über Absatz 1 hinaus ist es unzulässig:
1.	 auf Flächen mit dem Lebensraumtyp
	 6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren 

und montanen bis alpinen Stufe
	 zu mähen sowie Wasserpflanzen- oder Röhrichtbe-

stände zu mähen oder zu entfernen,
2.	 Flächen mit dem Lebensraumtyp 6510 Magere 

Flachland-Mähwiesen (Erhaltungszustand A)
	 zu düngen oder zu kalken.

§ 5 
Managementplan, Schutz- und Pflegemaßnahmen

(1) Konkrete flächenbezogene Aussagen zu Artvor-
kommen und deren Habitatstrukturen sowie zur Be-
wirtschaftung erfolgen in Managementplänen, die von 
der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr be-
auftragten Stelle erstellt werden. Auf bewirtschafteten 
Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhörung der 
Nutzungsberechtigten.
Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der Ma-
nagementpläne bzw. Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.
(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.
(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.
(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-

chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.
Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.
§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.
(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die 
diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes eines Le-
bensraumtyps oder der Art eingetreten ist oder be-
gründet zu erwarten ist, kann das Landesamt für Um-
welt- und Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die 
Erhaltung oder Wiederherstellung des Erhaltungszu-
standes sicher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des §  52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über das Naturschutz-
gebiet „Südlicher Klapperberg – Im Schachen“ vom 1. 
Februar 1988 (Amtsbl. 1988, S. 229) in der derzeit gel-
tenden Fassung außer Kraft. 
Auf den in §  1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen tritt gleichzeitig die „Verordnung über die Land-
schaftsschutzgebiete im Landkreis Saarlouis“ vom 
31. März 1977 (Amtsbl. 1977, S. 405) in der derzeit 
geltenden Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 19. Mai 2016

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost

g.schommer
Rechteck
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